Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3601 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dn Starke (Franken), Mertes 
und der Fraktion der FDP 


betr. Unabhängigkeit der Notenbank 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem Bundestag einen 
Gesetzentwurf über eine Änderung der gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Unabhängigkeit der Bundesbank vorlegen 
wird? 

2. Wenn ja, 

a) welche Änderungen hat die Bundesregierung ins Auge 
gefaßt, 

b) welche Gründe veranlassen die Bundesregierung gerade 
jetzt - in einem währungspolitisch überaus kritischen 
Zeitpunkt — einen solchen Gesetzentwurf vorzulegen? 

3. Ist die Bundesregierung nicht mit uns der Meinung, 

a) daß die Bundesbank von der Währungsreform bis heute 
- davon 11 Jahre unter Bundesbankpräsident Blessing - 
den Wert der DM erfolgreich erhalten hat, insbesondere 
auch im Vergleich zu der Entwicklung in anderen Ländern, 

b) daß die Bundesbank „als Hüterin der Währung" auch in 
Zukunft so unabhängig handeln und die Bundesregierung 
beraten sollte, wie es jetzt im Gesetz verankert ist, 

c) daß die Staaten, in denen man der Notenbank die Un- 
abhängigkeit beschränkt oder ganz genommen hat, bei 
der Erhaltung des Wertes der Währung eher schlechter 
als besser gefahren sind? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Bundes- 
bank der Bundesregierung in schwieriger Situation in den 
Rücken gefallen sei? 

5. Billigt die Bundesregierung den politischen Stil einer Äus- 
serung des Regierungssprechers, daß die Bundesregierung 
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aus der geäußerten Auffassung, daß die Bundesbank der 
Bundesregierung in den Rücken gefallen sei, keine Konse- 
quenzen gegen Präsident Blessing ziehen werde? 

6. Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß eine vertrau- 
liche Empfehlung der Bundesbank an die Bundesregierung 
in die Öffentlichkeit gelangen konnte? 

7. Bestehen der Öffentlichkeit bisher nicht bekannt gewordene 
Zusammenhänge zwischen der geäußerten Auffassung, die 
Bundesbahk sei der Bundesregierung in den Rücken gefallen, 
dem Schweigen der Bundesregierung dazu, der erwähnten 
Äußerung des Regierungssprechers und dem angeblich in 
Vorbereitung befindlichen Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung über eine Änderung der Bestimmungen über die Un- 
abhängigkeit der Bundesbank? 


Bonn, den 5. Dezember 1968 


Dr. Starke (Franken) 
Mertes 

Mischnick und Fraktion 



